
Unter Spitzeln aka Neonazis

MDR Thüringen: „Die Thüringer Polizei hat entgegen bisheriger
Darstellung  in  der  rechtsextremistischen  Szene  Informanten
geführt und bezahlt.“

Ach.
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Angst,  Kostendruck  oder
Desinteresse
Die Zeit schreibt über Lokaljournalisten, die mit Rassisten
und Antisemiten vor Ort zu tun haben: „Angst, Kostendruck oder
Desinteresse  können  gute  Berichterstattung  verhindern.  (…)
Nicht messbar ist die Berichterstattung, die deswegen keinen
Anstoß erregt, weil sie fehlt.“

https://www.burks.de/burksblog/2013/03/17/unter-spitzeln-aka-neonazis
http://www.mdr.de/thueringen/rechtsextremismus_vmann100.html
http://ccphoto.de/?p=120
https://www.burks.de/burksblog/2012/12/21/angst-kostendruck-oder-desinteresse
https://www.burks.de/burksblog/2012/12/21/angst-kostendruck-oder-desinteresse
http://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2012-04/lokaljournalismus-rechtsextremismus


Melden,  durchführen,
verbieten
Die  Innenminister  wollen  die  NPD  verbieten  lassen.  Damit
werden  sie  (hoffentlich)  wieder  auf  die  Nase  fallen.  Mit
rationalen Argumenten hat das ohnehin nichts mehr zu tun,
sondern nur mit Lichterketten-Gruppendynamik.

Ich zitiere mich selbst aus einer nicht gehaltenen Rede der
Bundeskanzerlin im Bundestag: “Ich kenne keine Parteien mehr,
ich kenne nur noch Deutsche! Zum Zeichen dessen, dass Sie fest
entschlossen  sind,  ohne  Parteiunterschied,  ohne
Stammesunterschied, ohne Konfessionsunterschied durchzuhalten
mit mir durch dick und dünn, durch Not und Tod zu gehen, bis
wir  das  NPD-Verbot  trotz  der  Rechtsprechung  des
Bundesverfassungsgerichts durchgesetzt haben, fordere ich die
Vorstände der Parteien auf, vorzutreten und mir das in die
Hand zu geloben.”

Ich habe vor vor vier Jahren in Telepolis alles schon gesagt,
was zu sagen ist. „Nazis“ haben gerade wieder Konjunktur; die
Sprechblasenfacharbeiter  der  Medien  köcheln  das  Altbekannte
nur noch mal hoch.

Sogar  Hans-Peter  Uhl.  der  innenpolitische  Sprecher  der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion,  sagte  damals:  „Das  NPD-
Verbotsverfahren ist mausetot. Es gibt dafür keine politische
Mehrheit und keine ausreichenden Argumente. Das war immer eine
parteipolitische  Ersatzhandlung  der  SPD.  Unter  verständigen
Juristen war das nie ein Thema. Links- und Rechtsextremismus
muss man politisch bekämpfen, nicht mit der Justiz.“

Warum die jetzt anderer Meinung sind? So agieren und denken
Pappnasen eben. Ich freue mich schon auf die Klatsche vom
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Bundesverfassungsgericht  und  die  betretenen  Gesichter  der
Gutmeinenden, die wie gewohnt verbal herumeiern werden.

[xxx] warnt vor [xxx]
LKA-Präsident  warnt  vor  Rotstift  bei  Kampf  gegen
Cyberkriminalität. Weitere Meldungen von heute: Bauernverband-
Präsdident  warnt  vor  Rotstift  bei  Agrar-Aubventionen.  ESA-
Präsident  warnt  vor  Kürzungen  bei  der  Raumfahrt.
Bankenverbands-Präsident  warnt  vor  Finanztransaktionssteuer.
ADAC-Präsident  warnt  vor  Tempo  30  in  Großstädten.
Verfassungsschutz warnt vor Rechtsextremismus im Internet.

Verfassungsschutz entscheidet
über  Gemeinnützigkeit  von
Vereinen
Weil es zum Tagesthema passt: Der Verfassungsschutz soll linke
Vereine  abschalten  dürfen.  Der  Bundestag  verabschiedet  in
Kürze das Jahressteuergesetz 2013. Der Verfassungsschutz soll
darüber entscheiden dürfen, welche Vereine gemeinnützig sind
und Geld bekommen.

Der Republikanische Anwaltsverein hat dazu eine geharnischte
Stellungnahme publiziert:

Verfassungsschutzberichte  erlangten  dadurch  faktisch  die
Wirkung  eines  Bescheides  bei  der  Steuerveranlagung.  (…)
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„Extremismus“ ist kein Rechtsbegriff, sondern eine von den
Verfassungsschutzämtern  zu  einem  gewissen  Grad  abgestimmte
Formel, mit der Bewertungen auf verschiedenen Wertungsebenen
bezeichnet werden. Eine konsistente und für die Betroffenen
berechenbare  Praxis  besteht  nicht.  (…)  Die  in  der  Sache
politische,  funktional  auf  die  staatliche  Beteiligung  am
öffentlichen Meinungsstreit gerichtete Formel vom Extremismus
weist nicht die Klarheit und Berechenbarkeit auf, welche von
einem gesetzlichen Eingriffstatbestand auch im Steuerrecht zu
erwarten ist.

Wollen wir wetten, dass das Jahressteuergesetz 2013 trotzdem
so verabschiedet wird und dass die SPD dem zustimmen wird?

Die Polizei, dein Freund und
Nazi
Tagesspiegel: „Thüringer Polizistin deckte Neonazis“.

Arbeitsgruppe
antifaschistischer
Fuchsschwanz sägt Hitlereiche
ab
Indymedia:

https://www.burks.de/burksblog/2012/09/08/die-polizei-dein-freund-und-nazi
https://www.burks.de/burksblog/2012/09/08/die-polizei-dein-freund-und-nazi
http://www.tagesspiegel.de/politik/rechtsextremismus/ermittlungen-zum-nsu-terror-thueringer-polizistin-deckte-neonazis-/7109336.html
https://www.burks.de/burksblog/2012/08/29/arbeitsgruppe-antifaschistischer-fuchsschwanz-sagt-hitlereiche-ab
https://www.burks.de/burksblog/2012/08/29/arbeitsgruppe-antifaschistischer-fuchsschwanz-sagt-hitlereiche-ab
https://www.burks.de/burksblog/2012/08/29/arbeitsgruppe-antifaschistischer-fuchsschwanz-sagt-hitlereiche-ab
https://www.burks.de/burksblog/2012/08/29/arbeitsgruppe-antifaschistischer-fuchsschwanz-sagt-hitlereiche-ab
http://de.indymedia.org/2012/08/334211.shtml


Wir haben in der Nacht vom 28. auf den 29. August, gegen gegen
halb  2,  in  etwa  einem  Meter  Höhe,  die  Eiche  neben  dem
Sonnenblumenhaus  abgesägt.  Denn  dieses  Symbol  für
Deutschtümelei und Militarismus ist für die Menschen, die 1992
dem Mob in Rostock-Lichtenhagen ausgesetzt waren, ein Schlag
ins  Gesicht.  Auch  dass  dieser  Baum  in  der  Zeit  des
Nationalsozialismus  als  sogenannte  Hitlereiche  gepflanzt
wurde, macht ihn unvertretbar.
Dass ausgerechnet Joachim Gauck, der Sarrazin einen mutigen
Man nennt und der Meinung ist, dass das Wort Überfremdung
legitim sei, auf einer der Veranstaltungen reden durfte, zeigt
für uns wie fehlerhaft und falsch der momentane Ansatz einer
offiziellen Aufarbeitung in Rostock ist. Dass zwei Mitgliedern
des deutsch-afrikanischen Freundeskreises Daraja e. V. trotz
offizieller  Einladung  und  ohne  Begründung  der  Einlass  zu
dieser Gedenkveranstaltung verwehrt wurde, setzt dem Ganzen
nur noch die Krone auf.

Der bekannte Rechtsextremismus-Experte Burks zitierte zu dem
Vorfall  den  Philosophen  Hegel:  „Alles,  was  sich  um
Lichterketten,  Gesicht  und  Flagge  zeigen,  gut  gemeintes
Gutmenschentum und regierungsamtlichen ‚Antifaschismus‘ dreht,
ist wert, dass es zugrunde geht.“

Burks  weiter,  nach  einer  längeren  Pause  des  Nachdenkens:
„Bitte nehmt beim nächsten Pflanzen eine libanesische Zeder,
einen chinesischen Ginkgo oder einen Affenbrotbaum.“

Unter  Schnellballsystemikern
und Couponschneidern
Umverteilen?! Das scheint zur Zeit das Modewort zu sein bei
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den  Ökonomie-Quacksalbern,  Kapitalismus-Apologetikern  und
anderen  Wirtschafts-Astrologen,  von  Spiegel  online  bis  zur
taz. Kein ernst zu nehmender Linker würde jemals auf die Idee
kommen, etwas „umverteilen“ zu wollen. Karl Marx ist nicht
Robin  Hood  und  wollte  es  nie  sein:  Wer  umverteilen  will,
kritisiert den Kapitalismus mit den kleinstmöglichen Mitteln.
Die Idee der Umverteilung gebiert automatisch die Zwillinge
„gerechter  Lohn“  und  „fairer  Preis“  –  Dinge,  die  etwa  so
logisch  und  rational  sind  wie  ein  weiblicher  Papst  oder
vegetarisches Gulasch.

Die „Tagesschau“ verblödete die Rezipienten jüngst mit der
Überschrift „Euro-Schulden-Krise.“ Der Euro kriselt aber gar
nicht, und wer hat hier bei wem Schulden – und warum? Dazu
müssen wir uns heute leider damit beschäftigen, wie Banken im
Kapitalismus funktionieren. Das hört sich dröge an, und der
Text ist auch länger als 140 Zeichen, aber die wohlwollenden
Leserinnen und geneigten Leser sollten nach der Lektüre mehr

über das System wissen, das wir alle lieben und verehrenTM und
das es auch noch kurz vor der Apokalpyse genau so wie heute
geben wird.

Stellen wir uns ganz dumm und einen Staat vor, der einen
Haufen Schulden hat. Die Gläubiger haben also diesem Staat
etwas geliehen – Geld, für das der Staat Zinsen zahlen muss
(sonst  würde  ihm  ja  niemand  etwas  leihen).  Man  nennt  das
Anleihen oder auch Obligationen – also eine Art Schuldschein,
dessen  Wert  dem  Gäubiger  nach  einer  festgelegten  Frist
zurückgezahlt werden muss.

Stellen  wir  uns  weiter  vor,  dieser  Staat  hätte  mit  dem
geliehenen Geld nicht irgendetwas getan, damit er so viel mehr
einnimmt, um seine Schulden – und die Zinsen – zurückzahlen zu
können. Ganz im Gegenteil: Seine Einnahmen (etwa aus Steuern)
hätten sich weiter verringert. Es ist also nichts da, um die
Anleihen zurückzuzahlen, und es muss noch mehr her.

Wie löst man das Problem? Ganz einfach: Der Staat leiht sich

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/reiche-sollen-mehr-steuern-zahlen-fordern-spd-gruene-linke-a-848060.html
http://www.taz.de/Debatte-Vermoegensabgabe/!98465/
http://uk.arxiv.org/abs/0801.4031
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatsanleihen


noch  mehr  Geld,  mit  anderen  Worten:  Er  gibt  noch  mehr
Staatsanleihen aus. So kann man eine ganze Weile wirtschaften.

Irgendwann aber kommen Herr Charles Ponzi und die Mathematik
ins Spiel. Diese Methode, an Geld und immer mehr Geld zu
kommen, nennt man „Schneeballsystem“. Die Zahl derjenigen, die
dem Staat Geld leihen können und auch deren Geldmenge ist
nicht eine liegene Acht, sondern endlich. Deshalb bricht alles
irgendwann zusammen, und die Letzten beißen die Hunde.

Bei den Euro-Staatsanleihen oder „Euro Bonds“ kommt noch etwas
hinzu.  Die  Banken,  die  dem  Staat  Geld  leihen,  haben  ein
Privileg: Ihre „Schuldscheine“ oder die „Staats-Obligationen“
sind notenbankfähig, das heisst: Sie können diese Euro Bonds
bei  der  Europäischen  Zentralbank  (EZB)  als  „Sicherheit“
hinterlegen. Sie kriegen also immer Geld, weil letztlich die
EZB für die Schulder der Staaten den Kopf hinhalten muss. Das
nennt man ein Repo-Geschäft; es funktioniert ungefähr so wie
eine Vollkasko-Versicherung.

Jeder Mensch, den die Evolution mit einem Gehirn ausgestattet
hat, fragt sich natürlich: Warum muss der Staat, wenn er sich
Geld leihen will, den Umweg über die Banken gehen und kann
sich nicht direkt Geld bei der Europäischen Zentralbank leihen
– wenn es doch im Ergebnis auf dasselbe hinausläuft? Ganz
einfach:  Das  ist  laut  Artikel  123  („Vertrag  über  die
Arbeitsweise der Europäischen Union“) verboten. Die Deutschen
wollten es so. Im Piraten-Wiki heisst es ganz richtig: „Art.
123(1) ist ein Ermächtigungsgesetz für die Banken. Es macht
den Staat in einseitiger Weise vom Wohlwollen der Banken und
der Anleihemärkte abhängig.“

Werner Heine, Ex-Redakteur der konkret, schreibt:
Das  war  der  Gründungsfehler  der  Währungsunion:  Weil  die
Deutschen Angst vor der haushaltspolitischen Unzuverlässigkeit
der  Partnerländer  hatten,  setzten  sie  durch,  daß  die
gemeinsame  Zentralbank  keine  direkte  Staatsfinanzierung
betreiben können sollte. Deshalb stellt die EZB das benötigte
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Kreditvolumen ausgewählten Banken in Europa zur Verfügung, die
es  dann  an  die  einzelnen  Länder  weiterreicen,  zu  einem
Zinssatz, der sich in einem Versteigerungsverfahren ergbt: Die
kreditsuchenden  Staaten  bieten  ihre  Anleihepakete  [ihre
Schulden, B.S.] den Banken an und verlaufen zum günstigsten
offerierten Zinssatz. (Werner Heine: „Paradise now? Über den
Charakter  der  gegenwärtigen  Krise“,  in:  in:  Hermann  L.
Gremliza (Hg.): „No way out? 14 Versuche, die gegenwärtige
Finanz- und Wirtschaftskrise zu verstehen“, S. 67)

Das  nennt  man  „Notenbankzinssatz“,  ein  zusätzliches
Geldgeschenk an die Banken. Das Ergebnis: Deutschland verkauft
seine Anleihen, auch bekannt als Staatsschulden, zu günstigen
Zinsen,  die  Griechen  werden  sie  gar  nicht  mehr  los.
Griechenland darf also keine Kettenbriefe mehr verschicken und
am  Schnellballsystem  des  Schuldenmachens  nicht  mehr
teilnehmen.

Die wohlwollenden Leserinnen und geneigten Leser werden sich
besorgt  fragen:  Können  sich  denn  die  nationalen  Banken
unbegrenzt lange Geld leihen und in beliebiger Höhe? Nein, es
gibt  so  genannte  „Eigenkapitalregeln“-  also  ein  bestimmtes
Verhältnis zwischem „eigenem“ und „ausgeliehenem“ Geld. Bis
2009 war es anders: Nach der damals gültigen „Richtlinie über
Eigenkapitalanforderungen“ (auch „Basel II“ genannt) brauchten
die Banken gar kein eigenes Geld, sondern durften dem Staat
munter  leihen,  was  sie  wollten  und  dafür  die  Zinsen
einstreichen.

http://www.konkret-verlage.de/kvv/kt.php?texte=56
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Das ist natürlich nicht etwas, was man als „seriös“ bezeichnen
würde. Sogar die verbohrtesten bürgerlichen
„Volks“wirtschaftler und Apologeten der so genannten „Freien
Marktwirtschaft“ ahnten, dass man für den Fall der Fälle – den
Staatsbankrott – etwas vorsorgen musste. Also
schönheitsoperierte und „reformierte“ man ein bisschen hin und
her und nannte das Ergebnis „Basel III„, im affirmativen
Bürokraten-Nominalstil „Verbesserung der Risikodeckung“.

Die  gewerkschaftsnahe  Hans-Böckler-Stiftung  formuliert  in
ihrer Studie „Anspruch und Wirklichkeit der Finanzmarktreform“
unfreiwillig komisch:
Neben der Forderung nach höheren Eigenkapitalanforderungen für
systemrelevante Finanzinstitute vereinbarte die G20 in ihrer
Pittsburgh-Erklärung, dass systemrelevante Finanzinstitute für
den  Fall  einer  Pleite  Pläne  zur  geordneten  Abwicklung
vorhalten  müssen.

„Systemrelevante“ Finanzinstitute: Besser hätte das Anshu Jain
auch nicht sagen können. Um mal Klartext zu reden: Das sind
diejenigen Banken, die am so genannten „Primary-Dealer-System“
teilnehmen.  Diese  Finanzunternehmen  müssen  dem  Staat  eine
bestimmte Menge seiner Schulden – also known as Staatsanleihen
abkaufen – und das nach einem vorher festgelegten Zinssatz.
Nicht sehr „frei marktwirtschaftlich“, möchte man einwerfen.
Zu  recht,  denn  der  Staat  sorgt  zwangsweise  für  eine
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Mindestnachfrage für den Kauf seiner Schulden. Da aber die
Banken an den Zinsen satt verdienen und wegen der Vollkasko-
Versicherung bei der EZB meckern sie nicht allzusehr.

Jetzt haben die europäischen Banken aber ein Problem: Woher
sollen  sie  denn  das  geforderte  eigene  Geld  –  im
Volkswirtschaftssprech  „Eigenkapital“  –  nehmen?  Es  handelt
sich  bei  der  „Eigenkapitallücke“  immerhin  geschätzt  um
schlappe eine Billion Euro!

Nach Basel III schwand zudem das Motiv, immer mehr und immer
öfter  Staatsschulden  aufzukaufen,  da  die  Banken  eine
Gegenleistung in Form von Eigenkapital bringen müssten. Nach
Adam  Riese  oder  wem  auch  immer  traf  ein  erhöhtes  Angebot
aufzukaufender Staatsschulden auf eine verminderte Nachfrage.
Die Anleihekurse für Euro-Bonds sinken also.

Wir wären nicht im Kapitalismus, wenn jetzt noch zusätzlich
ein bisschen mit heißer Luft gepokert und gewettet würde: Es
gibt  einen  Unterschied  zwischen  Zins  und  Rendite  bei
Staatsanleihen. Die Zinsen, die der Staat den Banken zahlt –
der so genannte Coupon– , sind festgelegt, bis die Schulden
zurückgezahlt werden (am Sankt Nimmerleinstag). Die Rendite
ist der aktuelle Wert der „Schuldscheine“ am Finanzmarkt. Ich
könnte also darauf wetten, dass die Zinsen, die Staaten für
das Geld zahlen müssen, die ihnen die Banken geliehen haben,
steigen  oder  fallen,  und  damit  Geld  verdienen.  Das  ist
ungefähr so sinnvoll wie eine Abgabe an die GEMA, wenn man
„Ihr Kinderlein kommet“ auf dem Nürnberger Christkindlesmarkt
singt.

Wenn uns jemand in die Geschäftsbücher der Banken schauen
ließe  und  wenn  es  in  den  Mainstream-Medien  Deutschlands
Journalisten gäbe, die von Ökonomie mehr verstünden als ein
beliebiger  Klippschüler,  dann  würde  die  Öffentlichkeit
aufhorchen.  Würden  die  Banken  „die  in  ihrem  Besitz
befindlichen  Papiere  zu  ihrem  derzeitigen  Marktwert
bilanzieren müssen (wozu sie nur gezwungen sind, wenn sie
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vorzeitig verkaufen) wären sie alle pleite.“ (Stefan Frank:
„Von Ponzi bis Pilatus“, in konkret 8/2012)

Jetzt  bekommt  das  hübsch  zweideutige  Wort  „systemrelevant“
einen ganz eigenen, typisch kapitalistischen Geschmack: Ginge
der Staat pleite, wären auch die „systemrelevanten“ Banken
bankrott. Wer hätte das gedacht!


